
 

 

 

 

 

 

VIRTUELLE ORDENTLICHE HAUPTVERSAMMLUNG DER 

PROGRESS-WERK OBERKIRCH AG AM 19. MAI 2021, 

14.00 UHR, IN DEN GESCHÄFTSRÄUMEN DER GESELLSCHAFT, 

INDUSTRIESTRASSE 8, 77704 OBERKIRCH 
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Auf Grundlage des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-

, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-

19-Pandemie vom 27. März 2020 (Bundesgesetzblatt 2020 Teil I Nr. 14 vom 27. März 2020, 

S. 570), das durch die Verordnung zur Verlängerung von Maßnahmen im Gesellschafts-, 

Genossenschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der 

COVID-19-Pandemie vom 20. Oktober 2020 (Bundesgesetzblatt 2020 Teil I Nr. 48 vom 28. 

Oktober 2020, S. 2258) bis zum 31. Dezember 2021 verlängert und durch Art. 11 des Ge-

setzes zur weiteren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und zur Anpassung 

pandemiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins- und Stif-

tungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht vom 22. Dezember 2020 (Bundesgesetz-blatt 

2020 Teil I Nr. 67 vom 30. Dezember 2020, S. 3332) zuletzt geändert wurde, ("COVID-19-

Gesetz") hat der Vorstand der Progress-Werk Oberkirch AG ("Gesellschaft") mit Zustim-

mung des Aufsichtsrats entschieden, die Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten ausschließlich als virtuelle Hauptversammlung abzu-

halten. Die Entscheidung über die Abhaltung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptver-

sammlung hat auch Auswirkungen auf die nachfolgend erläuterten Aktionärsrechte. 

 

 

Erläuterungen nach § 121 Absatz 3 Nr. 3 AktG 

zu den Rechten der Aktionäre  

gemäß §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 AktG und § 1 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 3 und Nr. 4, Satz 2 COVID-19-Gesetz 
 

 

Die Einberufung zur ordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft erhält bereits Infor-

mationen zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127 AktG, § 1 

Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Nr. 4, Satz 2 COVID-19-Gesetz. Die nachfolgenden Angaben dienen 

der weiteren Erläuterung dieser Rechte.  

 

Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

 

Aktionäre, deren Anteile zusammen mindestens den zwanzigsten Teil des Grundkapitals 

(das entspricht 468.750 EUR) erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Ta-

gesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Das Verlangen ist schriftlich (§ 126 BGB) 

an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss bei der Gesellschaft mindestens 

30 Tage vor der Hauptversammlung, also bis spätestens zum 18. April 2021, 24:00 Uhr 
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(MESZ) eingehen. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvor-

lage beiliegen. Wir bitten, ein solches Verlangen schriftlich an 

 

Progress-Werk Oberkirch AG 

Vorstand 

Industriestraße 8 

77704 Oberkirch 

 

oder per E-Mail unter Hinzufügung des Namens des oder der verlangenden Aktionäre mit 

qualifizierter elektronischer Signatur an ir@progress-werk.de zu übersenden.  

 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des 

Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entschei-

dung des Vorstands über den Antrag halten. Bei der Berechnung dieser 90 Tage bestehen 

nach § 70 AktG bestimmte Anrechnungsmöglichkeiten, auf die ausdrücklich hingewiesen 

wird. Bei der Fristberechnung sind ferner die Bestimmungen des § 121 Abs. 7 AktG entspre-

chend anzuwenden, d.h. der Tag des Zugangs des Verlangens ist nicht mitzurechnen und 

eine Verlegung von einem Sonntag, Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vo-

rausgehenden oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in Betracht. Ferner sind die §§ 187 

bis 193 BGB nicht entsprechend anzuwenden. 

 

Bekanntzumachende Tagesordnungsergänzungsverlangen werden – soweit sie nicht bereits 

mit der Einberufung bekanntgemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens 

im Bundesanzeiger bekannt gemacht und solchen Medien zur Veröffentlichung zugeleitet, 

bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Informationen in der gesamten 

Europäischen Union verbreiten. Sie werden außerdem im Internet unter www.progress-

werk.de über den Link „Investoren & Presse/Hauptversammlung“ bekannt gemacht.  

 

Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden Regelungen des Aktiengesetzes lauten aus-

zugsweise wie folgt: 

 

§ 122 Abs. 1 und 2 AktG: 

„(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen 
den zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter 
Angabe des Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu 
richten. Die Satzung kann das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu ver-
langen, an eine andere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundka-
pital knüpfen. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Ta-
gen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie 
die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. § 121 Absatz 7 
ist entsprechend anzuwenden. 

(2)  In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil 
des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreichen, verlangen, 
daß Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem 
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neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das 
Verlangen im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei bör-
sennotierten Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der 
Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 

(3) Wird dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Gericht die Aktionäre, die das 
Verlangen gestellt haben, ermächtigen, die Hauptversammlung einzuberufen oder 
den Gegenstand bekannt zu machen. Zugleich kann das Gericht den Vorsitzenden 
der Versammlung bestimmen. Auf die Ermächtigung muss bei der Einberufung oder 
Bekanntmachung hingewiesen werden. Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde 
zulässig. Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie die Aktien bis zur Entschei-
dung des Gerichts halten. 

(4) Die Gesellschaft trägt die Kosten der Hauptversammlung und im Fall des Absatzes 3 
auch die Gerichtskosten, wenn das Gericht dem Antrag stattgegeben hat.“ 

§ 124 Abs. 1 AktG: 

„(1) Hat die Minderheit nach § 122 Abs. 2 verlangt, dass Gegenstände auf die Tagesord-
nung gesetzt werden, so sind diese entweder bereits mit der Einberufung oder andern-
falls unverzüglich nach Zugang des Verlangens bekannt zu machen. § 121 Abs. 4 gilt 
sinngemäß; zudem gilt bei börsennotierten Gesellschaften § 121 Abs. 4a entspre-
chend. Bekanntmachung und Zuleitung haben dabei in gleicher Weise wie bei der Ein-
berufung zu erfolgen." 

 
 
§ 121 Abs. 7 AktG: 

„(7)  Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurückberechnet werden, ist der 
Tag der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem 
Sonnabend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden 
Werktag kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
sind nicht entsprechend anzuwenden. Bei nichtbörsennotierten Gesellschaften kann 
die Satzung eine andere Berechnung der Frist bestimmen." 

§ 70 AktG: 

„Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, daß der Aktionär wäh-
rend eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigen-
tum ein Anspruch auf Übereignung gegen ein Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinsti-
tut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes 
über das Kreditwesen tätiges Unternehmen gleich. Die Eigentumszeit eines Rechtsvor-
gängers wird dem Aktionär zugerechnet, wenn er die Aktie unentgeltlich, von seinem 
Treuhänder, als Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinandersetzung einer Gemeinschaft 
oder bei einer Bestandsübertragung nach § 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder 
§ 14 des Gesetzes über Bausparkassen erworben hat.“ 
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Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG i.V.m. § 1 

Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz 

 

Aktionäre können der Gesellschaft außerdem Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand 

und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Tagesordnungspunkten sowie Wahlvorschläge zur 

Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern übersenden. Gegenanträge 

(nebst Begründung) und Wahlvorschläge sind unter Angabe des Namens des Aktionärs an 

die nachstehende Adresse zu richten:  

 

Progress-Werk Oberkirch AG 

Investor Relations 

Industriestraße 8 

77704 Oberkirch 

oder per Telefax: +49 7802 84-356 

oder per E-Mail: ir@progress-werk.de  

 

Ordnungsgemäße Gegenanträge und Wahlvorschläge, die der Gesellschaft mindestens 14 

Tage vor dem Tag der virtuellen Hauptversammlung, also bis spätestens zum 4. Mai 2021, 

24:00 Uhr (MESZ), unter der vorstehenden Adresse zugehen, werden einschließlich des 

Namens des Aktionärs und einer etwaigen Begründung sowie eventueller etwaige Stellung-

nahmen der Verwaltung unverzüglich auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.progress-werk.de über den Link „Investoren & Presse/Hauptversammlung“ zugänglich 

gemacht. Anderweitig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge werden nicht zugäng-

lich gemacht. Ferner kann die Gesellschaft auch noch unter bestimmten weiteren, in den 

§§ 126 bzw. 127 AktG näher geregelten Voraussetzungen von einer Zugänglichmachung 

ganz oder teilweise absehen oder Gegenanträge bzw. Wahlvorschläge und deren Begrün-

dungen zusammenfassen. 

 

Unter bestimmten Umständen muss ein fristgemäß eingegangener Gegenantrag nicht zu-

gänglich gemacht werden. Dies ist nach § 126 Abs. 2 AktG der Fall, 

 

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde,  

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der Hauptver-

sammlung führen würde,  

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende 

Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält,  

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu 

einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 AktG zugänglich gemacht worden 

ist,  

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in den 

letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft 

nach § 125 AktG zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung weniger 

als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat,  

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teilnehmen 

und sich nicht vertreten lassen wird, oder  
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7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von 

ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 

5.000 Zeichen beträgt. 

 

Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenanträge, 

so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen.  

 

Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 AktG zugänglich 

zu machen sind, gelten gemäß § 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz als in der Versammlung 

gestellt, wenn der den Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär 

ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist.  

 

Die diesen Aktionärsrechten zugrundeliegenden Regelungen des Aktiengesetzes, die auch 

bestimmen, unter welchen Voraussetzungen von einem Zugänglichmachen von Gegenan-

trägen und Wahlvorschlägen abgesehen werden kann, lauten wie folgt: 

§ 126 AktG: 

„(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und 
einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genann-
ten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, wenn 
der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegen-
antrag gegen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten 
Punkt der Tagesordnung mit Begründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte 
Adresse übersandt hat. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei börsennotier-
ten Gesellschaften hat das Zugänglichmachen über die Internetseite der Gesellschaft 
zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2)  Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu wer-
den,  

1.  soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, 

2.  wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluß der 
Hauptversammlung führen würde, 

3.  wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irrefüh-
rende Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4.  wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits 
zu einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht 
worden ist, 

5.  wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in 
den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Ge-
sellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptversamm-
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lung weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn ge-
stimmt hat, 

6.  wenn der Aktionär zu erkennen gibt, daß er an der Hauptversammlung nicht teil-
nehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7.  wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen 
von ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr 
als 5 000 Zeichen beträgt. 

(3)  Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlußfassung Gegenanträ-
ge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen." 

§ 127 AktG: 

„Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Ab-
schlußprüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu werden. 
Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu machen, wenn der 
Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Absatz 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 enthält. 
Der Vorstand hat den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern bör-
sennotierter Gesellschaften, für die das Mitbestimmungsgesetz, das Montan-
Mitbestimmungsgesetz oder das Mitbestimmungsergänzungsgesetz gilt, mit folgenden In-
halten zu versehen:  

1.  Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Absatz 2, 

2.  Angabe, ob der Gesamterfüllung nach § 96 Absatz 2 Satz 3 widersprochen wurde 
und 

3.  Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens jeweils von Frauen und 
Männern besetzt sein müssen, um das Mindestanteilsgebot nach § 96 Absatz 2 
Satz 1 zu erfüllen.“ 

§ 124 Abs. 3 AktG (Auszug):  

„(3)  […] Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Na-
men, ausgeübten Beruf und Wohnort anzugeben. […]" 

§ 125 Abs. 1 AktG (Auszug)  

„(1) […] Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von Aufsichts-
ratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden 
Aufsichtsräten beizufügen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und 
ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden." 

§ 96 Abs. 1, 3 AktG (Auszug): 
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„(1)  Der Aufsichtsrat setzt sich zusammen 

bei Gesellschaften, für die das Mitbestimmungsgesetz gilt, aus Aufsichtsratsmitglie-
dern der Aktionäre und der Arbeitnehmer, 

bei Gesellschaften, für die das Montan-Mitbestimmungsgesetz gilt, aus Aufsichtsrats-
mitgliedern der Aktionäre und der Arbeitnehmer und aus weiteren Mitgliedern, 

bei Gesellschaften, für die die §§ 5 bis 13 des Mitbestimmungsergänzungsgesetzes 
gelten, aus Aufsichtsratsmitgliedern der Aktionäre und der Arbeitnehmer und aus ei-
nem weiteren Mitglied,  

bei Gesellschaften, für die das Drittelbeteiligungsgesetz gilt, aus Aufsichtsratsmitglie-
dern der Aktionäre und der Arbeitnehmer, 

bei Gesellschaften für die das Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer bei 
einer grenzüberschreitenden Verschmelzung vom 21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 
3332) gilt, aus Aufsichtsratsmitgliedern der Aktionäre und der Arbeitnehmer, 

bei den übrigen Gesellschaften nur aus Aufsichtsratsmitgliedern der Aktionäre. 

(2)  Bei börsennotierten Gesellschaften, für die das Mitbestimmungsgesetz, das Montan-
Mitbestimmungsgesetz oder das Mitbestimmungsergänzungsgesetz gilt, setzt sich der 
Aufsichtsrat zu mindestens 30 Prozent aus Frauen und zu mindestens 30 Prozent aus 
Männern zusammen. Der Mindestanteil ist vom Aufsichtsrat insgesamt zu erfüllen. Wi-
derspricht die Seite der Anteilseigner- oder Arbeitnehmervertreter auf Grund eines mit 
Mehrheit gefassten Beschlusses vor der Wahl der Gesamterfüllung gegenüber dem 
Aufsichtsratsvorsitzenden, so ist der Mindestanteil für diese Wahl von der Seite der 
Anteilseigner und der Seite der Arbeitnehmer getrennt zu erfüllen. Es ist in allen Fällen 
auf volle Personenzahlen mathematisch auf- beziehungsweise abzurunden. Verringert 
sich bei Gesamterfüllung der höhere Frauenanteil einer Seite nachträglich und wider-
spricht sie nun der Gesamterfüllung, so wird dadurch die Besetzung auf der anderen 
Seite nicht unwirksam. Eine Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats durch die Hauptver-
sammlung und eine Entsendung in den Aufsichtsrat unter Verstoß gegen das Mindes-
tanteilsgebot ist nichtig. Ist eine Wahl aus anderen Gründen für nichtig erklärt, so ver-
stoßen zwischenzeitlich erfolgte Wahlen insoweit nicht gegen das Mindestanteilsgebot. 
Auf die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer sind die in Satz 1 genann-
ten Gesetze zur Mitbestimmung anzuwenden." 

§ 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz: 

„Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des Aktiengeset-

zes zugänglich zu machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, wenn der den An-

trag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert 

und zur Hauptversammlung angemeldet ist." 

 
Fragerecht der Aktionäre gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz  
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Gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 COVID-19-Gesetz ist Aktionären ein Fragerecht 

im Wege der elektronischen Kommunikation einzuräumen. Zur Gewährung dieses Frage-

rechts hat der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats der Gesellschaft entschieden, 

dass Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und ihren Anteilsbesitz ordnungsge-

mäß nachgewiesen haben, bzw. ihre Bevollmächtigten, Fragen wie folgt einreichen können: 

 

Aus organisatorischen Gründen sind Fragen spätestens bis zum 18. Mai 2021, 24:00 Uhr 

(MESZ), über die dafür vorgesehene Eingabemaske im Online-Service der Gesellschaft unter 

www.progress-werk.de über den Link „Investoren & Presse/Hauptversammlung“ einzu-

reichen. Auf anderem Wege oder später eingereichte Fragen bleiben für Zwecke des vorste-

hend eingeräumten Fragerechts unberücksichtigt. Nach dem genannten Zeitpunkt und ins-

besondere während der virtuellen Hauptversammlung können keine Fragen gestellt werden. 

 

Ein Auskunftsrecht ist mit dem vorstehend eingeräumten Fragerecht abweichend von § 131 

Abs. 1 AktG nicht verbunden. Der Vorstand wird gemäß § 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz nach 

pflichtgemäßem, freiem Ermessen entscheiden, wie er die eingereichten Fragen beantwor-

tet. Er kann dabei insbesondere im Interesse eines zeitlich angemessenen Rahmens der 

virtuellen Hauptversammlung Fragen und deren Beantwortung zusammenfassen. Es ist vor-

gesehen, die Fragensteller im Rahmen der Fragenbeantwortung grundsätzlich namentlich zu 

nennen. 

 

Bitte beachten Sie dazu noch die weitergehenden Informationen zum Datenschutz für Aktio-

näre und Aktionärsvertreter im Zusammenhang mit der Hauptversammlung, die im Internet 

unter www.progress-werk.de über den Link „Investoren & Presse/Hauptversammlung/“ ab-

rufbar sind. 

 

Im Folgenden sind die diesem Aktionärsrecht zugrunde liegenden Regelungen des COVID-

19-Gesetzes auszugsweise dargestellt. 

 

§ 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz (Auszug): 

„(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, so-

fern 

 

1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation (Briefwahl 

oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich ist,  

3. den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation eingeräumt 

wird,  

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Abweichung von 

§ 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens 

in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen Beschluss der 

Hauptversammlung eingeräumt wird. 
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Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beantwor-

tet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen Tag vor der Versammlung im 

Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind." 

 

 

Möglichkeit des Widerspruchs gegen Beschlüsse der Hauptversammlung  

gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 COVID-19-Gesetz 

 

Aktionäre, die sich ordnungsgemäß angemeldet und ihren Anteilsbesitz ordnungsgemäß 

nachgewiesen haben, bzw. ihre Bevollmächtigten haben das Recht, vom Beginn der virtuel-

len Hauptversammlung bis zu ihrem Ende Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptver-

sammlung zur Niederschrift zu erklären (§ 245 Nr. 1 AktG i.V.m. § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 

COVID-19-Gesetz). Entsprechende Erklärungen können über den Online-Service unter 

www.progress-werk.de über den Link „Investoren & Presse/Hauptversammlung“ abgegeben 

werden. Hierzu ist im Online-Service die Schaltfläche „Widerspruch zu Beschlüssen der 

Hauptversammlung“ vorgesehen. 

 

Im Folgenden ist die diesem Aktionärsrecht zugrunde liegende Regelung des COVID-19-

Gesetzes auszugsweise dargestellt. 

 

§ 1 Abs. 2 COVID-19-Gesetz (Auszug): 

„(2)  Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten 

wird, sofern 

  

1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation (Brief-

wahl oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich ist,  

3. den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation einge-

räumt wird,  

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Abwei-

chung von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis 

des Erscheinens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch ge-

gen einen Beschluss der Hauptversammlung eingeräumt wird." 
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